Leistungsvertrag 2025-2026
zwischen

der Stadt Bern (nachfolgend Stadt), handelnd durch den Gemeinderat, vertreten durch die
Direktion fur Bildung, Soziales und Sport (BSS), Predigergasse 5, 3011 Bern

und

dem Verein Berner Feriensportlager (nachfolgend Verein), handelnd durch die statutari-
schen Organe, vertreten durch Edith Olibet-Zimmermann, Schwarztorstrasse 102, 3007 Bern

betreffend

Durchfihrung zweier polysportiver Feriensportlager in Fiesch (Fruhlings- und
Herbstlager)

1. Kapitel: Grundlagen

Art. 1 Rechtliche Grundlagen

Der vorliegende Leistungsvertrag stiutzt sich auf folgende rechtliche Grundlagen:

- Artikel 66 des Reglements vom 30. Marz 2006? iber das Schulwesen (Schulreglement);
- die Artikel 64 und 68 des Gemeindegesetzes vom 16. Marz 19982,

- die Artikel 16, 18 und 27 der Gemeindeordnung vom 3. Dezember 19982 der Stadt Bern;

- das Reglement vom 30. Januar 2003 fiir die Ubertragung 6ffentlicher Aufgaben auf Dritte
und den Abschluss von Leistungsvertragen;

- die Verordnung vom 7. Mai 2003° fiir die Ubertragung offentlicher Aufgaben auf Dritte und
den Abschluss von Leistungsvertragen;

- die Statuten des Vereins Berner Feriensportlager vom 02. Februar 2015 (Anhang 3).

Art. 2 Zweck und Tatigkeitsbereich des Vereins

Zweck des Vereins ist es, Ferienlager fur Kinder aus der Stadt Bern durchzufiihren, wobei der
Hauptakzent auf sportlicher Betatigung liegt. Angebote aus dem musisch-kreativen Bereich
erganzen das Lagerprogramm.

Art. 3 Vertragsgegenstand

Der Vertrag regelt die Durchfihrung polysportiver Feriensportlager (Frihlings- und Herbstla-
ger) fur Berner Schulkinder in Fiesch und die damit verbundenen Rechte und Pflichten der
Parteien.
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2. Kapitel: Leistungen und Pflichten des Vereins

Art. 4 Leistungen des Vereins

1 Der Verein fiihrt fur die Stadt Bern im Frihling und im Herbst je ein polysportives Ferienla-
ger in Fiesch durch. Er bietet insgesamt 750 bis 840 Schulkindern von der 4. bis zur 9. Klasse
zu gunstigen Bedingungen wahrend je einer Ferienwoche aktive Erholung, Sportaktivitaten
und Freizeitgestaltung. Der Verein erbringt dabei die folgenden Leistungen:
- Er sorgt mit personeller Unterstitzung durch das Sportamt (siehe Art. 16 und 17) fur
eine effiziente und kompetente Lagerleitung, welche fir die gesamte Organisation der
Lager sowie deren Abrechnung inkl. Buchhaltung verantwortlich ist.
- Er trifft alle notwendigen Massnahmen, um die Sicherheit und den Schutz der ihm an-
vertrauten Schiler und Schulerinnen zu gewéhrleisten.
- Er entschadigt die Spesen von max. 230 ehrenamtlichen Leiterinnen und Leitern.
- Erist zustandig fur die Rekrutierung der ehrenamtlichen Leiterinnen/Leiter und tragt
die dadurch entstehenden Kosten.
- Er tbernimmt wahrend der Lagerwochen Kost und Logis fur den Chef-Lagerleiter / die
Chef-Lagerleiterin und die am Lager teilnehmenden Mitarbeitenden des Sportamts.

2 Umfang, Qualitat und Wirkung der Leistungen bestimmt sich nach den in Anhang 1 festge-
legten Vorgaben.

Art. 5 Zweckbindung

Der Verein verpflichtet sich, die von der Stadt gewahrten Mittel nur fur die in Artikel 4 genann-
ten Leistungen zu verwenden.

Art. 6 Eigenfinanzierungsgrad

1 Der Vverein verpflichtet sich, Dritte zur Mitfinanzierung heranzuziehen und diese Méglichkeit
bestmoglich auszuschoépfen.

2 Der Eigenfinanzierungsgrad betragt mindestens 45% der Gesamtaufwendungen. An die Ei-
genfinanzierung angerechnet werden selbst erwirtschaftete Ertrage, namentlich Einnahmen
aus Beitragen der Mitglieder sowie Beitrage Dritter (Sponsorenleistungen, Elternbeitrdage, Bei-
trage von J+S) sowie allenfalls Beitrage aus eigenem Vermdgen.

3 Erreicht der Verein den Eigenfinanzierungsgrad nicht, so ist die Stadt zur anteilméassigen
Klrzung der Unterstiitzung berechtigt.

Art. 7 Zugang zu den Leistungen

1 Der verein gewabhrleistet, dass samtliche Leistungen, die im Rahmen der Aufgabenerfillung
angeboten werden, allen Personen in vergleichbarer Weise offenstehen. Er unterlasst dabei
jegliche Diskriminierungen.

2 Der Verein erleichtert Menschen mit Behinderungen den Zugang zu den Vertragsleistungen.
Er halt die Vorschriften des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 2002° tiber die Beseitigung
von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen ein.
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Art. 8 Informationsverhalten und Offentlichkeitsprinzip

1 Die aktive Information iiber Belange aus der vertraglichen Zusammenarbeit erfolgt durch
den Informationsdienst der Stadt Bern und richtet sich nach der Verordnung vom
29. Méarz 20007 betreffend die Information der Offentlichkeit iber stadtische Belange.

2 Anfragen uber die Aufgabenerfillung und auf Akteneinsicht sind durch den Verein zu beant-
worten, sofern nicht iberwiegende 6ffentliche oder private Interessen im Sinn der Artikel 27ff.
des Gesetzes vom 2. November 19938 tiber die Information und die Medienférderung entge-
genstehen. Das Verfahren richtet sich analog nach den Artikeln 7f. der Verordnung vom

29. Marz 2000° betreffend die Information der Offentlichkeit Giber stadtische Belange. Im Zwei-
felsfall ist die Direktion BSS vorgéangig zu konsultieren.

Art. 9 Datenschutz und Geheimhaltung

1 per Verein verpflichtet sich, die Bestimmungen des kantonalen Datenschutzgesetzes vom
19. Februar 1986 einzuhalten. Er verpflichtet sich insbesondere, die wirtschaftlich zumutba-
ren sowie technisch und organisatorisch moéglichen Vorkehrungen zu treffen, damit die im
Rahmen der Vertragsabwicklung anfallenden Daten gegen unbefugte Kenntnisnahme Dritter
wirksam geschditzt sind.

2 personendaten diirfen nur fir den Zweck und im Umfang, in dem dies fur die Erfullung und
Durchfihrung dieses Vertrags erforderlich ist, bearbeitet werden.

3 Der Verein ist verpflichtet, Uber sdmtliche Angaben und Informationen, die ihm aufgrund
dieses Vertrages zur Kenntnis gelangen und nach der besonderen Gesetzgebung, nament-
lich Art. 320 Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937 geheim zu halten
sind, Stillschweigen zu bewahren.

Art. 10 Versicherungspflicht

Der Verein ist verpflichtet, fir Risiken im Zusammenhang mit der Vertragserfillung ausrei-
chende Versicherungen abzuschliessen und der Stadt einen entsprechenden Nachweis vorzu-
legen.

Art. 11 Umweltschutz

Der Verein verpflichtet sich zu einem achtsamen Umgang mit der Umwelt. Er organisiert die
Anreise der Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit dem o6ffentlichen Verkehr.

Art. 12 Zusammenarbeit

Der Verein gewahrleistet die Zusammenarbeit mit dem Sportamt und weiteren Fach- und
Dienststellen (z. B. Schulamt, Familie & Quartier Stadt Bern, Gesundheitsdienst).
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3. Kapitel: Personalpolitik

Art. 13 Anstellungsbedingungen

1 Der Verein beschéftigt kein eigenes Personal. Einzelne Arbeiten kdnnen im Auftragsverhalt-
nis Ubertragen werden.

2 In der Zusammenarbeit mit Freiwilligen sind die Standards der Freiwilligenarbeit von
BENEVOL massgebend (Anhang 2).

4. Kapitel: Leistungen der Stadt

Art. 14 Abgeltung

1 Die Stadt vergltet die Leistungen des Vereins mit einem jahrlichen Pauschalbeitrag von
Fr. 275 000.00 pro Jahr und insgesamt Fr. 550 000.00 fur zwei Jahre.

2 Die Auszahlung erfolgt nach Rechnungsstellung des Vereins jeweils im Marz.

3 Der Verein hat keinen Rechtsanspruch auf eine Anpassung der Abgeltung an die Teuerung.

Art. 15 Uberschiisse und Fehlbetrage

Uberschiisse und Fehlbetrage sind Sache des Vereins.

Art. 15a Kirzung der Abgeltung bei schwieriger Finanzlage

1 Bei schwieriger Finanzlage kann der Gemeinderat die vereinbarte Abgeltung fir das
nachste Budgetjahr um maximal 10 Prozent klrzen.

2 Eine schwierige Finanzlage im Sinne dieser Bestimmung liegt vor, sofern das operative Er-
gebnis der Erfolgsrechnung des allgemeinen Haushalts der Stadt Bern im Durchschnitt der
letzten zwei Rechnungsjahre und dem letzten genehmigten Budgetjahr mindestens ein Defizit
von 15 Mio. Franken ausweist.

3 Eine Kirzung der Abgeltung ist mindestens 6 Monate im Voraus anzukinden und erfolgt je-
weils auf Beginn des neuen Kalenderjahres.

4 Im Falle einer Kurzung der Abgeltung tberprifen die Parteien die abgegoltenen Leistungen
und passen diese allenfalls an.

5 Kommt keine Einigung zustande, kann die Stadt den Leistungsvertrag vorzeitig unter Ein-
haltung einer dreimonatigen Frist auf das Ende des laufenden Jahres auflésen.

Art. 16 Administration

Die Stadt ist zustandig fur die Verteilung der Ausschreibung (Sportamt, Schulamt und Familie
und Quartier) und fur die Anmeldung der teilnehmenden Kinder (Sportamt). Sie tragt in die-
sem Zusammenhang samtliche personellen und administrativen Kosten. Mindestens ein admi-
nistrativer Mitarbeiter bzw. eine administrative Mitarbeiterin des Sportamtes nimmt am Herbst-
lager selbst teil und Gbernimmt wahrend dieser Woche Betreuungsaufgaben.

Art. 17 Entléhnung Chef-Lagerleiter/-Lagerleiterin

Die Stadt (Sportamt) stellt den Chef-Lagerleiter/die Chef-Lagerleiterin.



5. Kapitel: Qualitatssicherung

Art. 18 Aufsichts- und Controllingrechte der Stadt

1 Die Direktion BSS ist fiir die Aufsicht und Kontrolle der Vertragserfullung zusténdig. Sie
kann die Kontrollaufgaben an andere stadtische Behdrden delegieren oder fir die Austibung
der Aufsicht aussenstehende Sachverstandige beiziehen.

2 Die Direktion BSS oder die von ihr beigezogene Aufsichtsstelle ist berechtigt, im Rahmen
ihrer Aufsichtsbefugnisse Auskiinfte zu verlangen und in alle erforderlichen Unterlagen (Buch-
haltung, Lohnabrechnung, Statistiken etc.) Einsicht zu nehmen. Sie beachtet dabei den Per-
sonlichkeitsschutz.

3 Der Verein gewéhrt der Stadt zur Ausiibung der Kontrollrechte Zugang zu den erforderli-
chen Raumlichkeiten.

4 Das Finanzinspektorat der Stadt Bern kann die Verwendung der Abgeltung nach Artikel 14
des Vertrages prifen. Absatz 2 und 3 gelten sinngemass.

Art. 19 Controllinggesprach

Die Stadt fuhrt mit dem Verein mindestens ein Controllinggesprach pro Jahr durch.

Art. 20 Buchfuhrungspflicht

1 Der Verein erstellt eine Gesamtbuchhaltung nach den Bestimmungen von Artikel 957ff. des
Schweizerischen Obligationenrechts!! vom 30. Marz 1911.

2 Bis spatestens Ende Marz unterbreitet er der Stadt das Budget flr die beiden bevorstehen-
den Lager.

3 Es sind fiir das Frihlings- bzw. Herbstlager zwei Lagerrechnungen zu erstellen, die an-
schliessend zu einer konsolidierten Rechnung zusammengefihrt werden.

4 Bjs spatestens Ende Marz des Folgejahres unterbreitet er der Stadt die von der statutari-
schen Revisionsstelle geprifte und von den zustandigen Organen unterzeichnete Jahresrech-
nung samt Jahresbericht, Bestatigungsbericht sowie allfalliger weiterer Berichte der Revisi-
onsstelle.

S Die Stadt kann Vorschriften zur Darstellung von Jahresrechnung und Bilanz machen.

6 In der Jahresrechnung sind inshesondere auch der erreichte Eigenfinanzierungsgrad und
die von Dritten erhaltenen Mittel auszuweisen.

Art. 21 Jahrliche Berichterstattung

Der Verein berichtet der Stadt jahrlich Uber den Vollzug des Leistungsvertrags. Die Berichter-
stattung erfolgt nach einem von der Stadt festgelegten Schema und enthalt insbesondere An-
gaben Uber die erbrachten Leistungen. Der Bericht wird anlasslich des Controllinggespréachs
eingereicht.
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Art. 22 Weitere Informationspflichten

Der Verein orientiert die Stadt umgehend tber besondere Vorkommnisse, die fur die Erfillung
dieses Vertrags von Bedeutung sein kénnen, den Erlass und die Anderung von Statuten, Leit-
bildern und Reglementen.

6. Kapitel: Leistungsstérungen und Vertragsstreitigkeiten

Art. 23 Vorgehen bei Leistungsstérungen

1 Bej Vorliegen einer Streitigkeit in Bezug auf die Auslegung und Einhaltung dieses Vertrags
sind die Parteien verpflichtet, sofort zu verhandeln.

2 sie bemiihen sich, die Folgen der Nicht-, Schlecht- oder Spaterfullung einvernehmlich und
sachgerecht zu regeln. Subsidiar gelten die nachfolgenden Bestimmungen tber Leistungskr-
zung und Ruckerstattung (Art. 24) und vorzeitige Vertragsaufldsung (Art. 25). Den Parteien
steht dabei der Rechtsweg nach dem kantonalen Gesetz vom 23. Mai 19892 (iber die Verwal-
tungsrechtspflege offen.

Art. 24 Leistungskirzung und Rickerstattung bereits erbrachter Leistungen

1 Erfullt der Verein den Vertrag nicht oder mangelhaft, so kann die Stadt ihre Leistung verwei-
gern bzw. angemessen kirzen.

2 Unter denselben Voraussetzungen kann die Stadt bereits erbrachte Leistungen zurickfor-
dern.

3 Minderleistungen, die durch Faktoren verursacht wurden, die durch den Verein nicht beein-
flussbar sind (z. B. Ausfall aufgrund einer pandemischen Situation), fihren lediglich insoweit
zu einem Ruckerstattungsanspruch nach Absatz 2, als sich fur den Verein durch die Leis-
tungsreduktion Kosteneinsparungen ergeben.

Art. 25 Vorzeitige Vertragsauflésung

1 Bei wesentlichen Vertragsverletzungen kann dieser Vertrag von jeder Vertragspartei unter
Einhaltung einer dreimonatigen Frist jeweils auf ein Monatsende gekindigt werden.

2 von Seiten der Stadt kann dieser Vertrag unter Einhaltung der Frist nach Absatz 1 zudem
aus Folgenden ausservertraglichen Grinden gekiindigt werden:

a. wenn der Verein der Stadt falsche Auskiinfte erteilt hat;
b. wenn der Verein Steuern oder Sozialabgaben nicht bezahlt hat;
c. wenn der Verein den finanziellen Verpflichtungen gegenuber der Stadt nicht nachkommt;

d. wenn der Verein von Gesetzes wegen (Art. 77f. Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom
10. Dezember 1907*%) oder durch Beschluss aufgel6st wird.
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7. Kapitel: Schlussbestimmungen

Art. 26 Vertragsdauer
1 per Vertrag tritt per 1. Januar 2025 in Kraft und dauert bis 31. Dezember 2026.

2 Der Verein nimmt zur Kenntnis, dass er keinen Rechtsanspruch auf Vertragsverlangerung
hat.

Art. 27 Genehmigungs- und Kreditvorbehalte

Der Vertrag bedarf der Genehmigung durch den Gemeinderat der Stadt Bern und steht unter
dem Vorbehalt des Kreditbeschlusses des finanzkompetenten Organs.

Art. 28 Anhéange

Die Anhange 1-3 sind integrierender Bestandteil dieses Vertrags.

Anhang 1: Leistungsvorgaben fir die Angebote Feriensportlager Fiesch (Fruhling und
Herbst)

Anhang 2: BENEVOL Standards der Freiwilligenarbeit

Anhang 3: Statuten des Vereins Berner Feriensportlager vom 2. Februar 2015



Bern, Verein Berner Feriensportlager
Die Prasidentin:

Edith Olibet-Zimmermann

Bern, Stadt Bern
Die Direktorin fur Bildung, Soziales und
Sport

Franziska Teuscher
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	5 Die Stadt kann Vorschriften zur Darstellung von Jahresrechnung und Bilanz machen.
	6 In der Jahresrechnung sind insbesondere auch der erreichte Eigenfinanzierungsgrad und die von Dritten erhaltenen Mittel auszuweisen.

	Art. 21   Jährliche Berichterstattung
	Der Verein berichtet der Stadt jährlich über den Vollzug des Leistungsvertrags. Die Berichterstattung erfolgt nach einem von der Stadt festgelegten Schema und enthält insbesondere Angaben über die erbrachten Leistungen. Der Bericht wird anlässlich des...

	Art. 22   Weitere Informationspflichten
	Der Verein orientiert die Stadt umgehend über besondere Vorkommnisse, die für die Erfüllung dieses Vertrags von Bedeutung sein können, den Erlass und die Änderung von Statuten, Leitbildern und Reglementen.


	6. Kapitel: Leistungsstörungen und Vertragsstreitigkeiten
	Art. 23   Vorgehen bei Leistungsstörungen
	1 Bei Vorliegen einer Streitigkeit in Bezug auf die Auslegung und Einhaltung dieses Vertrags sind die Parteien verpflichtet, sofort zu verhandeln.
	2 Sie bemühen sich, die Folgen der Nicht-, Schlecht- oder Späterfüllung einvernehmlich und sachgerecht zu regeln. Subsidiär gelten die nachfolgenden Bestimmungen über Leistungskürzung und Rückerstattung (Art. 24) und vorzeitige Vertragsauflösung (Art....

	Art. 24   Leistungskürzung und Rückerstattung bereits erbrachter Leistungen
	1 Erfüllt der Verein den Vertrag nicht oder mangelhaft, so kann die Stadt ihre Leistung verweigern bzw. angemessen kürzen.
	2 Unter denselben Voraussetzungen kann die Stadt bereits erbrachte Leistungen zurückfordern.
	3 Minderleistungen, die durch Faktoren verursacht wurden, die durch den Verein nicht beeinflussbar sind (z. B. Ausfall aufgrund einer pandemischen Situation), führen lediglich insoweit zu einem Rückerstattungsanspruch nach Absatz 2, als sich für den V...

	Art. 25   Vorzeitige Vertragsauflösung
	1 Bei wesentlichen Vertragsverletzungen kann dieser Vertrag von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer dreimonatigen Frist jeweils auf ein Monatsende gekündigt werden.
	2 Von Seiten der Stadt kann dieser Vertrag unter Einhaltung der Frist nach Absatz 1 zudem aus Folgenden ausservertraglichen Gründen gekündigt werden:
	a. wenn der Verein der Stadt falsche Auskünfte erteilt hat;
	b. wenn der Verein Steuern oder Sozialabgaben nicht bezahlt hat;
	c. wenn der Verein den finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Stadt nicht nachkommt;
	d. wenn der Verein von Gesetzes wegen (Art. 77f. Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 ) oder durch Beschluss aufgelöst wird.


	7. Kapitel: Schlussbestimmungen
	Art. 26   Vertragsdauer
	1 Der Vertrag tritt per 1. Januar 2025 in Kraft und dauert bis 31. Dezember 2026.
	2 Der Verein nimmt zur Kenntnis, dass er keinen Rechtsanspruch auf Vertragsverlängerung hat.

	Art. 27   Genehmigungs- und Kreditvorbehalte
	Der Vertrag bedarf der Genehmigung durch den Gemeinderat der Stadt Bern und steht unter dem Vorbehalt des Kreditbeschlusses des finanzkompetenten Organs.



